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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 28. Juli 1958 

4 — 43200 — 3423/58 III 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Verlängerung der 
Geltungsdauer des Wirtschaftsstra,fgesetzes 

1954 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 196. Sitzung am 18. Juli 1958 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der An- 
sicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Für den Bundeskanzler: 

Der Bundesminister für Verkehr 

Seebohm 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Entwurf eines Gesetzes zur Verlängerung der Geltungsdauer 
des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz zur weiteren Vereinfachung des Wirt- 
schaftsstrafrechts (Wirtschaftsstrafgesetz 1954) vom 
9. Juli 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 175) in der Fas- 
sung des Gesetzes zur Änderung des Wirtschafts- 
strafgesetzes 1954 vom 19. Dezember 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 924) wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 erhält die Nummer 8 folgende Fassung: 

„8. § 98 des Güterkraftverkehrsgesetzes vom 
17. Oktober 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 697) 
in der Fassung des Gesetzes vom 3. Juni 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 593)," 


2. In § 23 erhält Satz 2 folgende Fassung: 

„Es tritt am 31. Dezember 1962 außer Kraft." 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Begründung 


Das Wirtschaftsstrafgesetz 1954 vom 9. Juli 1954 
(Bundesgesetzbl. I S. 175) tritt nach seinem § 23 
Satz 2 in der Fassung des Gesetzes zur Änderung 
des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 vom 19. Dezem- 
ber 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 924) am 31. Dezem- 
ber 1958 außer Kraft. Die in § 1 angeführten und 
die in § 2 vorausgesetzten Wirtschaftsgesetze blei- 
ben weiterhin in Kraft. Die Straf- und Bußgeldvor- 
schriften des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 müssen 
auch über den 31. Dezember 1958 hinaus in Geltung 
bleiben; denn anderenfalls würden alle in §§ 1 und 
2 des Gesetzes genannten Vorschriften ohne wirk- 
samen Strafschutz sein und infolgedessen an prak- 
tischer Bedeutung verlieren. 

Die Bundesregierung hält eine Verlängerung des 
Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 auf weitere vier 
Jahre für erforderlich. Nach der Entwicklung der 
wirtschaftlichen Verhältnisse in der Bundesrepublik 
und in Berlin dürfte eine Verlängerung lediglich 
bis zum 31. Dezember 1960 nicht ausreichen. Eine 
Verlängerung bis zum 31. Dezember 1961 erscheint 
nicht ratsam, weil die Legislaturperiode des Bun- 
destages im Sommer des Jahres 1961 abläuft. Bei 
einer Verlängerung bis zum 31. Dezember 1962 
hätte der neugewählte Bundestag hinreichend Zeit, 
sich mit der Frage einer weiteren Verlängerung 


des Gesetzes und den Folgerungen, die sich aus 
seinem Außerkrafttreten ergeben würden, zu be- 
schäftigen. 

Der Entwurf ändert deshalb in Artikel 1 Nr. 2 den 
§ 23 Satz 2 des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 dahin 
ab, daß das Gesetz am 31. Dezember 1962 außer 
Kraft tritt. Im übrigen enthält der Entwurf keine 
sachliche Änderung oder Ergänzung des Gesetzes. 
Die in Artikel 1 Nr. 1 vorgesehene Änderung des 
§ 1 Nr. 8 ist lediglich redaktioneller Art. Von einer 
Streichung der Nr. 7 des § 1, die durch das am 
31. Dezember 1957 außer Kraft getretene Gesetz 
über die Sicherstellung von Leistungen auf dem 
Gebiet der gewerblichen Wirtschaft vom 24. De- 
zember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 1070) neu ein- 
gefügt worden war, ist abgesehen worden. Ande- 
renfalls könnten sich mit Rücksicht auf die geplante 
Verlängerung jenes Gesetzes Schwierigkeiten er- 
geben. 

Artikel 2 Abs. 1 des Gesetzes enthält die übliche 
Berlin-Klausel; die negative Saar-Klausel in Ab- 
satz 2 ist der Gesetzgebungspraxis entsprechend 
aufgenommen worden, obwohl das Wirtschaftsstraf- 
gesetz 1954 im Saarland nicht gilt. Artikel 3 ent- 
hält die Vorschrift über das Inkrafttreten. 
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